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Bales/Baumann/Schnitzler, Kommentar zum Infektionschutzgesetz (IfSG), 

2. Auflage, Stuttgart 2003, § 43 Randnr. 5 b : 

 

„ In Vereinen hat grundsätzlich 

der Vorsitzende für die Einhaltung 

der Bestimmungen zu sorgen “ 



 



Vorsitzende(r) = gesetzlicher 

Vertreter 

 

DARF ALLES ? 

 

KANN ALLES ? 

 

HAFTET FÜR ALLES ? 

 

HAT VOR NICHTS ANGST !!! 



SICHERHEIT !!! 
 

Haftungsbeschränkungen sind möglich !!! 

 

Ausschluss der Haftung für leichte 

Fahrlässigkeit 

 

Geschäftsverteilungsplan 

 

Haftungsbeschränkungsklausel in  der 

Satzung ! 



§  31a BGB 

Haftung von Vorstandsmitgliedern 
 

(1) Ein Vorstand, der unentgeltlich tätig ist oder für seine Tätigkeit 

eine Vergütung erhält, die 500 Euro jährlich nicht übersteigt, haftet 

dem Verein für einen in Wahrnehmung seiner Vorstandspflichten 

verursachten Schaden nur bei Vorliegen von Vorsatz oder 

grober Fahrlässigkeit. Satz 1 gilt auch für die Haftung 

gegenüber den Mitgliedern des Vereins. 

(2) Ist ein Vorstand nach Absatz 1 Satz 1 einem anderen zum Ersatz 

eines in Wahrnehmung seiner Vorstandspflichten verursachten 

Schadens verpflichtet, so kann er von dem Verein die Befreiung von 

der Verbindlichkeit verlangen. Satz 1 gilt nicht, wenn der Schaden 

vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht wurde. 



Welche Bestimmungen sollte 

man  als Vorsitzende(r) einmal 

gehört haben ? 

 



eigene Vereinssatzung 

 

Geschäftsordnung und weitere 

Ordnungen des Vereins 

 

Beschlüsse der Organe des 

Vereins 

 



§ 26 BGB 

Vorstand und Vertretung 
 

(1) Der Verein muss einen Vorstand haben. Der Vorstand vertritt den 

Verein gerichtlich und außergerichtlich; er hat die Stellung eines 

gesetzlichen Vertreters. Der Umfang der Vertretungsmacht kann 

durch die Satzung mit Wirkung gegen Dritte beschränkt werden. 

(2) Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, so wird der Verein 

durch die Mehrheit der Vorstandsmitglieder vertreten. Ist eine 

Willenserklärung gegenüber einem Verein abzugeben, so genügt die 

Abgabe gegenüber einem Mitglied des Vorstands. 



§ 32 BGB 

Mitgliederversammlung; 

Beschlussfassung 

 
(1) Die Angelegenheiten des Vereins werden, soweit sie nicht 

von dem Vorstand oder einem anderen Vereinsorgan zu 

besorgen sind, durch Beschlussfassung in einer 

Versammlung der Mitglieder geordnet. Zur Gültigkeit des 

Beschlusses ist erforderlich, dass der Gegenstand bei der 

Berufung bezeichnet wird. Bei der Beschlussfassung 

entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

(2) Auch ohne Versammlung der Mitglieder ist ein Beschluss 

gültig, wenn alle Mitglieder ihre Zustimmung zu dem 

Beschluss schriftlich erklären. 



Vorsitzende(r) 

„ Einspartenverein“ 

 

 

Vorsitzende(r) 

„ Mehrspartenverein“ 

 



Steuerrecht 



§ 34 AO Pflichten der gesetzlichen Vertreter und der 

Vermögensverwalter 

 
(1) Die gesetzlichen Vertreter natürlicher und juristischer Personen und die 

Geschäftsführer von nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen und 

Vermögensmassen haben deren steuerliche Pflichten zu erfüllen. 

Sie haben insbesondere dafür zu sorgen, dass die Steuern aus den Mitteln 

entrichtet werden, die sie verwalten. 

(2) Soweit nicht rechtsfähige Personenvereinigungen ohne 

Geschäftsführer sind, haben die Mitglieder oder Gesellschafter die 

Pflichten im Sinne des Absatzes 1 zu erfüllen. Die Finanzbehörde kann 

sich an jedes Mitglied oder jeden Gesellschafter halten. Für nicht 

rechtsfähige Vermögensmassen gelten die Sätze 1 und 2 mit der Maßgabe, 

dass diejenigen, denen das Vermögen zusteht, die steuerlichen Pflichten 

zu erfüllen haben. 

(3) Steht eine Vermögensverwaltung anderen Personen als den 

Eigentümern des Vermögens oder deren gesetzlichen Vertretern zu, so 

haben die Vermögensverwalter die in Absatz 1 bezeichneten Pflichten, 

soweit ihre Verwaltung reicht. 



§ 69 AO 

Haftung der Vertreter 
 

Die in den §§ 34 und 35 bezeichneten Personen haften, soweit 

Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis (§ 37) infolge 

vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Verletzung der ihnen 

auferlegten Pflichten nicht oder nicht rechtzeitig festgesetzt 

oder erfüllt oder soweit infolgedessen Steuervergütungen 

oder Steuererstattungen ohne rechtlichen Grund gezahlt 

werden. Die Haftung umfasst auch die infolge der 

Pflichtverletzung zu zahlenden Säumniszuschläge. 



§ 191 AO  

Haftungsbescheide, 

Duldungsbescheide 
 

●(1) Wer kraft Gesetzes für eine Steuer haftet (Haftungsschuldner), kann 

durch Haftungsbescheid, wer kraft Gesetzes verpflichtet ist, die 

Vollstreckung zu dulden, kann durch Duldungsbescheid in Anspruch 

genommen werden. Die Anfechtung wegen Ansprüchen aus dem 

Steuerschuldverhältnis außerhalb des Insolvenzverfahrens erfolgt durch 

Duldungsbescheid, soweit sie nicht im Wege der Einrede nach § 

1,1,'AnfG'9 des Anfechtungsgesetzes geltend zu machen ist; bei der 

Berechnung von Fristen nach den §§ 1,2,'AnfG'3 und 1,3,'AnfG'4 des 

Anfechtungsgesetzes steht der Erlass eines Duldungsbescheids der 

gerichtlichen Geltendmachung der Anfechtung nach § 1,4,'AnfG'7 Abs. 1 

des Anfechtungsgesetzes gleich. Die Bescheide sind schriftlich zu 

erteilen. 
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§ 52 AO 

Gemeinnützige Zwecke 
 

(1) Eine Körperschaft verfolgt gemeinnützige Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf 

gerichtet ist, die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet 

selbstlos zu fördern. Eine Förderung der Allgemeinheit ist nicht gegeben, wenn 

der Kreis der Personen, dem die Förderung zugute kommt, fest abgeschlossen ist, 

zum Beispiel Zugehörigkeit zu einer Familie oder zur Belegschaft eines 

Unternehmens, oder infolge seiner Abgrenzung, insbesondere nach räumlichen 

oder beruflichen Merkmalen, dauernd nur klein sein kann. Eine Förderung der 

Allgemeinheit liegt nicht allein deswegen vor, weil eine Körperschaft ihre Mittel 

einer Körperschaft des öffentlichen Rechts zuführt. 

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 sind als Förderung der 

Allgemeinheit anzuerkennen: 

.... 



§  58 AO 

(Fördervereine ) 
 

 

Die Steuervergünstigung wird nicht dadurch ausgeschlossen, 

dass 

 

1. 

eine Körperschaft Mittel für die Verwirklichung der 

steuerbegünstigten Zwecke einer anderen Körperschaft oder 

für die Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke durch eine 

juristische Person des öffentlichen Rechts beschafft; die 

Beschaffung von Mitteln für eine unbeschränkt 

steuerpflichtige Körperschaft des privaten Rechts setzt 

voraus, dass diese selbst steuerbegünstigt ist, 

 

http://www.juraforum.de/lexikon/koerperschaft
http://www.juraforum.de/lexikon/juristische-person


 

§ 146 AO Ordnungsvorschriften für 

die Buchführung und für 

Aufzeichnungen 
 

(1) Die Buchungen und die sonst erforderlichen Aufzeichnungen sind 

vollständig, richtig, zeitgerecht und geordnet vorzunehmen. 

Kasseneinnahmen und Kassenausgaben sollen täglich festgehalten 

werden. 

(2) Bücher und die sonst erforderlichen Aufzeichnungen sind im 

Geltungsbereich dieses Gesetzes zu führen und aufzubewahren. Dies gilt 

nicht, soweit für Betriebstätten außerhalb des Geltungsbereichs dieses 

Gesetzes nach dortigem Recht eine Verpflichtung besteht, Bücher und 

Aufzeichnungen zu führen, und diese Verpflichtung erfüllt wird. In diesem 

Fall sowie bei Organgesellschaften außerhalb des Geltungsbereichs 

dieses Gesetzes müssen die Ergebnisse der dortigen Buchführung in die 

Buchführung des hiesigen Unternehmens übernommen werden, soweit 

sie für die Besteuerung von Bedeutung sind. Dabei sind die erforderlichen 

Anpassungen an die steuerrechtlichen Vorschriften im Geltungsbereich 

dieses Gesetzes vorzunehmen und kenntlich zu machen. 



Aufbewahrung von Unterlagen 

 
(1) Die folgenden Unterlagen sind geordnet aufzubewahren: 

1. 

Bücher und Aufzeichnungen, Inventare, Jahresabschlüsse, Lageberichte, die 

Eröffnungsbilanz sowie die zu ihrem Verständnis erforderlichen 

Arbeitsanweisungen und sonstigen Organisationsunterlagen, 

2. 

die empfangenen Handels- oder Geschäftsbriefe, 

3. 

Wiedergaben der abgesandten Handels- oder Geschäftsbriefe, 

4. 

Buchungsbelege, 

4a. 

Unterlagen, die einer mit Mitteln der Datenverarbeitung abgegebenen 

Zollanmeldung nach Artikel 77 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 62 Abs. 2 Zollkodex 

beizufügen sind, sofern die Zollbehörden nach Artikel 77 Abs. 2 Satz 1 Zollkodex 

auf ihre Vorlage verzichtet oder sie nach erfolgter Vorlage zurückgegeben haben, 

5. 

sonstige Unterlagen, soweit sie für die Besteuerung von Bedeutung sind. 



§ 370 AO  Steuerhinterziehung 
 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird 

bestraft, wer 

1. 

den Finanzbehörden oder anderen Behörden über steuerlich 

erhebliche Tatsachen unrichtige oder unvollständige Angaben 

macht, 

2. 

die Finanzbehörden pflichtwidrig über steuerlich erhebliche 

Tatsachen in Unkenntnis lässt oder 

3. 

pflichtwidrig die Verwendung von Steuerzeichen oder 

Steuerstemplern unterlässt 

und dadurch Steuern verkürzt oder für sich oder einen anderen 

nicht gerechtfertigte Steuervorteile erlangt. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 



§ 3 Nr.....  (EStG) 

 

26. 

Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten als Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher, Betreuer oder 

vergleichbaren nebenberuflichen Tätigkeiten, aus nebenberuflichen künstlerischen Tätigkeiten oder 

der nebenberuflichen Pflege alter, kranker oder behinderter Menschen im Dienst oder im Auftrag 

einer juristischen Person des öffentlichen Rechts, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen 

Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das Abkommen über den Europäischen 

Wirtschaftsraum Anwendung findet, oder einer unter § 5 Absatz 1 Nummer 9 des 

Körperschaftsteuergesetzes fallenden Einrichtung zur Förderung gemeinnütziger, mildtätiger und 

kirchlicher Zwecke (§§ 52 bis 54 der Abgabenordnung) bis zur Höhe von insgesamt 2 100 

Euro im Jahr. 2Überschreiten die Einnahmen für die in Satz 1 bezeichneten 

Tätigkeiten den steuerfreien Betrag, dürfen die mit den nebenberuflichen Tätigkeiten in 

unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang stehenden Ausgaben abweichend von § 3c nur 

insoweit als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen werden, als sie den Betrag der 

steuerfreien Einnahmen übersteigen; 

26a. 

Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten im Dienst oder Auftrag einer juristischen Person des 

öffentlichen Rechts, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen 

ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, oder einer 

unter § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes fallenden Einrichtung zur Förderung 

gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke (§§ 52 bis 54 der Abgabenordnung) bis zur Höhe 

von insgesamt 500 Euro im Jahr. 2Die Steuerbefreiung ist 



Zivilrecht 

(Bürgerliches 

Gesetzbuch) 
 



§ 42 BGB 

Insolvenz 

 
 

(1) Der Verein wird durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens und mit Rechtskraft des 

Beschlusses, durch den die Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse abgewiesen 

worden ist, aufgelöst. Wird das Verfahren auf Antrag des Schuldners eingestellt oder nach der 

Bestätigung eines Insolvenzplans, der den Fortbestand des Vereins vorsieht, aufgehoben, so 

kann die Mitgliederversammlung die Fortsetzung des Vereins beschließen. Durch die Satzung 

kann bestimmt werden, dass der Verein im Falle der Eröffnung des Insolvenzverfahrens als 

nicht rechtsfähiger Verein fortbesteht; auch in diesem Falle kann unter den Voraussetzungen 

des Satzes 2 die Fortsetzung als rechtsfähiger Verein beschlossen werden. 

(2) Der Vorstand hat im Falle der Zahlungsunfähigkeit oder der Überschuldung die Eröffnung 

des Insolvenzverfahrens zu beantragen. Wird die Stellung des Antrags verzögert, so sind die 

Vorstandsmitglieder, denen ein Verschulden zur Last fällt, den Gläubigern für den daraus 

entstehenden Schaden verantwortlich; sie haften als Gesamtschuldner. 



§ 259 BGB 

Umfang der 

Rechenschaftspflicht 

 
(1) Wer verpflichtet ist, über eine mit Einnahmen oder Ausgaben 

verbundene Verwaltung Rechenschaft abzulegen, hat dem Berechtigten 

eine die geordnete Zusammenstellung der Einnahmen oder der Ausgaben 

enthaltende Rechnung mitzuteilen und, soweit Belege erteilt zu werden 

pflegen, Belege vorzulegen. 

(2) Besteht Grund zu der Annahme, dass die in der Rechnung enthaltenen 

Angaben über die Einnahmen nicht mit der erforderlichen Sorgfalt 

gemacht worden sind, so hat der Verpflichtete auf Verlangen zu Protokoll 

an Eides statt zu versichern, dass er nach bestem Wissen die Einnahmen 

so vollständig angegeben habe, als er dazu imstande sei. 

(3) In Angelegenheiten von geringer Bedeutung besteht eine Verpflichtung 

zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung nicht. 



§ 278 BGB 

Verantwortlichkeit des 

Schuldners für Dritte 
 

Der Schuldner hat ein Verschulden seines gesetzlichen 

Vertreters und der Personen, deren er sich zur Erfüllung 

seiner Verbindlichkeit bedient, in gleichem Umfang zu 

vertreten wie eigenes Verschulden. Die Vorschrift des § 275 

Abs. 3 findet keine Anwendung. 



§ 280 BGB 

Schadensersatz wegen 

Pflichtverletzung 
 

(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem 

Schuldverhältnis, so kann der Gläubiger Ersatz des 

hierdurch entstehenden Schadens verlangen. Dies gilt 

nicht, wenn der Schuldner die Pflichtverletzung nicht zu 

vertreten hat. 

(2) Schadensersatz wegen Verzögerung der Leistung 

kann der Gläubiger nur unter der zusätzlichen 

Voraussetzung des § 286 verlangen. 

(3) Schadensersatz statt der Leistung kann der Gläubiger 

nur unter den zusätzlichen Voraussetzungen des § 281 , 

des § 282  oder des § 283 verlangen. 



§ 611 BGB  

Vertragstypische Pflichten 

beim Dienstvertrag 
 

 

(1) Durch den Dienstvertrag wird derjenige, welcher Dienste 

zusagt, zur Leistung der versprochenen Dienste, der andere 

Teil zur Gewährung der vereinbarten Vergütung verpflichtet. 

(2) Gegenstand des Dienstvertrags können Dienste jeder Art 

sein. 



§ 631 BGB   

Vertragstypische Pflichten 

beim Werkvertrag 
 

(1) Durch den Werkvertrag wird der Unternehmer zur 

Herstellung des versprochenen Werkes, der Besteller zur 

Entrichtung der vereinbarten Vergütung verpflichtet. 

 

(2) Gegenstand des Werkvertrags kann sowohl die Herstellung 

oder Veränderung einer Sache als auch ein anderer durch 

Arbeit oder Dienstleistung herbeizuführender Erfolg sein. 



§ 823 BGB 

Schadensersatzpflicht 
 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die 

Gesundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges 

Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen 

zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 

(2) Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen 

ein den Schutz eines anderen bezweckendes Gesetz verstößt. 

Ist nach dem Inhalt des Gesetzes ein Verstoß gegen dieses 

auch ohne Verschulden möglich, so tritt die Ersatzpflicht nur 

im Falle des Verschuldens ein. 



§ 831 BGB  

Haftung für den Verrichtungsgehilfen 
 

(1) Wer einen anderen zu einer Verrichtung bestellt, ist zum Ersatz 

des Schadens verpflichtet, den der andere in Ausführung der 

Verrichtung einem Dritten widerrechtlich zufügt. Die Ersatzpflicht 

tritt nicht ein, wenn der Geschäftsherr bei der Auswahl der 

bestellten Person und, sofern er Vorrichtungen oder Gerätschaften 

zu beschaffen oder die Ausführung der Verrichtung zu leiten hat, 

bei der Beschaffung oder der Leitung die im Verkehr erforderliche 

Sorgfalt beobachtet oder wenn der Schaden auch bei Anwendung 

dieser Sorgfalt entstanden sein würde. 

(2) Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher für den 

Geschäftsherrn die Besorgung eines der im Absatz 1 Satz 2 

bezeichneten Geschäfte durch Vertrag übernimmt. 



§ 832 BGB 

Haftung des 

Aufsichtspflichtigen 
 

(1) Wer kraft Gesetzes zur Führung der Aufsicht über eine 

Person verpflichtet ist, die wegen Minderjährigkeit oder wegen 

ihres geistigen oder körperlichen Zustands der 

Beaufsichtigung bedarf, ist zum Ersatz des Schadens 

verpflichtet, den diese Person einem Dritten widerrechtlich 

zufügt. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn er seiner 

Aufsichtspflicht genügt oder wenn der Schaden auch bei 

gehöriger Aufsichtsführung entstanden sein würde. 

(2) Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher die 

Führung der Aufsicht durch Vertrag übernimmt. 



Strafrecht 



§ 223 StGB 

Körperverletzung 

 

§ 240 StGB 

Nötigung 

 

§ 266 StGB 

Untreue 



§ 246 StGB 

Unterschlagung 

 

§ 267 StGB 

Urkundenfälschung 

 

§ 303 StGB 

Sachbeschädigung 



BüWVO 

Betriebsüberwachungs- 

verordnung 



IfSG 

 

(Infektionsschutzgesetz) 



 

§ 35 IfSG Belehrung für 

Personen in der Betreuung 

von Kindern und Jugendlichen 
 

●Personen, die in den in § 33 genannten 

Gemeinschaftseinrichtungen Lehr-, Erziehungs-, Pflege-, 

Aufsichts- oder sonstige regelmäßige Tätigkeiten ausüben 

und Kontakt mit den dort Betreuten haben, sind vor 

erstmaliger Aufnahme ihrer Tätigkeit und im Weiteren 

mindestens im Abstand von zwei Jahren von ihrem 

Arbeitgeber über die gesundheitlichen Anforderungen und 

Mitwirkungsverpflichtungen nach § 34 zu belehren. Über die 

Belehrung ist ein Protokoll zu erstellen, das beim Arbeitgeber 

für die Dauer von drei Jahren aufzubewahren ist. Die Sätze 1 

und 2 finden für Dienstherren entsprechende Anwendung. 
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§ 42 IfSG 

Tätigkeits- und 

Beschäftigungsverbote 

( bei Erkrankungen !) 

 

§ 43 IfSG 

Belehrung, Bescheinigung des 

Gesundheitsamtes 



Gaststättengesetz 

(GastG) 

 



§ 20 GastG Allgemeine Verbote 
 

Verboten ist, 

1. 

Branntwein oder überwiegend branntweinhaltige Lebensmittel 

durch Automaten feilzuhalten, 

2. 

in Ausübung eines Gewerbes alkoholische Getränke an erkennbar 

Betrunkene zu verabreichen, 

3. 

im Gaststättengewerbe das Verabreichen von Speisen von der 

Bestellung von Getränken abhängig zu machen oder bei der 

Nichtbestellung von Getränken die Preise zu erhöhen, 

4. 

im Gaststättengewerbe das Verabreichen alkoholfreier Getränke 

von der Bestellung alkoholischer Getränke abhängig zu machen 

oder bei der Nichtbestellung alkoholischer Getränke die Preise zu 

erhöhen. 



JuSchG 

(Jugendschutzgesetz) 



 



Urheberrecht 



 

 

(1) Der Urheber hat das ausschließliche Recht, sein Werk in 

körperlicher Form zu verwerten; das Recht umfaßt 

insbesondere 

1. 

das Vervielfältigungsrecht (§ 16), 

2. 

das Verbreitungsrecht (§ 17), 

3. 

das Ausstellungsrecht (§ 18). 

(2) Der Urheber hat ferner das ausschließliche Recht, sein 

Werk in unkörperlicher Form öffentlich wiederzugeben (Recht 

der öffentlichen Wiedergabe). Das Recht der öffentlichen 

Wiedergabe umfasst insbesondere 

1. 

das Vortrags-, Aufführungs- und Vorführungsrecht (§ 19), 



2. 

das Recht der öffentlichen Zugänglichmachung (§ 19a), 

3. 

das Senderecht (§ 20), 

4. 

das Recht der Wiedergabe durch Bild- oder Tonträger (§ 21), 

5. 

das Recht der Wiedergabe von Funksendungen und von 

öffentlicher Zugänglichmachung (§ 22). 

 

●(3) Die Wiedergabe ist öffentlich, wenn sie für eine Mehrzahl 

von Mitgliedern der Öffentlichkeit bestimmt ist. Zur 

Öffentlichkeit gehört jeder, der nicht mit demjenigen, der das 

Werk verwertet, oder mit den anderen Personen, denen das 

Werk in unkörperlicher Form wahrnehmbar oder zugänglich 

gemacht wird, durch persönliche Beziehungen verbunden ist. 



§ 97 UrhG  Anspruch auf 

Unterlassung und 

Schadensersatz 

 
(1) Wer das Urheberrecht oder ein anderes nach diesem 

Gesetz geschütztes Recht widerrechtlich verletzt, kann von 

dem Verletzten auf Beseitigung der Beeinträchtigung, bei 

Wiederholungsgefahr auf Unterlassung in Anspruch 

genommen werden. Der Anspruch auf Unterlassung besteht 

auch dann, wenn eine Zuwiderhandlung erstmalig droht. 

 



(2) Wer die Handlung vorsätzlich oder fahrlässig vornimmt, ist 

dem Verletzten zum Ersatz des daraus entstehenden 

Schadens verpflichtet. Bei der Bemessung des 

Schadensersatzes kann auch der Gewinn, den der Verletzer 

durch die Verletzung des Rechts erzielt hat, berücksichtigt 

werden. Der Schadensersatzanspruch kann auch auf der 

Grundlage des Betrages berechnet werden, den der Verletzer 

als angemessene Vergütung hätte entrichten müssen, wenn er 

die Erlaubnis zur Nutzung des verletzten Rechts eingeholt 

hätte. Urheber, Verfasser wissenschaftlicher Ausgaben (§ 70), 

Lichtbildner (§ 72) und ausübende Künstler (§ 73) können 

auch wegen des Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, 

eine Entschädigung in Geld verlangen, wenn und soweit dies 

der Billigkeit entspricht. 



Telemediengesetz 

(TMG) 



§ 5  TMG Allgemeine 

Informationspflichten 
 

(1) Diensteanbieter haben für geschäftsmäßige, in der Regel gegen Entgelt 

angebotene Telemedien folgende Informationen leicht erkennbar, unmittelbar 

erreichbar und ständig verfügbar zu halten: 

 

1. 

den Namen und die Anschrift, unter der sie niedergelassen sind, bei juristischen 

Personen zusätzlich die Rechtsform, den Vertretungsberechtigten und, sofern 

Angaben über das Kapital der Gesellschaft gemacht werden, das Stamm- oder 

Grundkapital sowie, wenn nicht alle in Geld zu leistenden Einlagen eingezahlt sind, 

der Gesamtbetrag der ausstehenden Einlagen, 

 



2. 

Angaben, die eine schnelle elektronische Kontaktaufnahme und unmittelbare 

Kommunikation mit ihnen ermöglichen, einschließlich der Adresse der 

elektronischen Post, 

3. 

soweit der Dienst im Rahmen einer Tätigkeit angeboten oder erbracht wird, die der 

behördlichen Zulassung bedarf, Angaben zur zuständigen Aufsichtsbehörde, 

4. 

●das Handelsregister, Vereinsregister, Partnerschaftsregister oder 

Genossenschaftsregister, in das sie eingetragen sind, und die entsprechende 

Registernummer, 

 



Bundesdatenschutzgesetz 

(BDSG) 

 



Grundsatz: 
 

Datenverarbeitung ist  grundsätzlich verboten, 

es sei denn, der Betroffene willigt ein, oder 

eine Rechtsvorschrift ( des BDSG)  erlaubt 

dies 

 

( § 28 BDSG) 



 



und 

 Aufmerksamkeit 
 

Ihr 

 

Malte Jörg Uffeln 

Rechtsanwalt und Mediator 

(Gründau) 

www.uffeln.eu 

www.ehrenamt-europa.eu 


